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Sicherheitsmitarbeiter angegriffen:
22-Jähriger in Hamburg festgenommen
Nach tarifrechtlicher Kontrolle attackiert ein 22-Jähriger

Sicherheitsmitarbeiter am Bahnhof Reeperbahn.
Ermittlungen laufen.

Am 18.08.2024 gegen 13:50 Uhr entglitt am Hamburger
Bahnhof Reeperbahn ein reguläres Kontrollverfahren völlig
außer Kontrolle. Dabei handelt es sich um eine körperliche
Auseinandersetzung zwischen einem 22-jährigen Mann aus
Guinea und zwei Mitarbeitern der DB Sicherheit. Wie die
Bundespolizeiinspektion Hamburg in ihren ersten Berichten
bestätigte, war der Vorfall das Ergebnis einer tariflichen
Kontrolle.

Die Situation nahm ihren Lauf, als der junge Mann von den
Sicherheitsmitarbeitern in der S-Bahn überprüft wurde. Er
konnte keinen gültigen Fahrschein vorlegen und wurde
daraufhin gebeten, den Zug zu verlassen. Diese Anweisung
bekam er jedoch nicht gut und weigerte sich vehement, was zu
einem körperlichen Gerangel führte. In der Folge stürzten alle
Beteiligten auf den Bahnsteig.

Eskalation der Situation

Inmitten des Chaos wurde der 22-Jährige aggressiv. Zeugen
berichten, dass er einen der Sicherheitsmitarbeiter am Hals
würgte und ihn wiederholt ins Gesicht schlug. Diese
gewaltsamen Übergriffe sorgten für eine alarmierende Situation,
die die Aufmerksamkeit anderer Passagiere auf sich zog.
Glücklicherweise gelang es den anderen Anwesenden, den



Angreifer bis zum Eintreffen der Bundespolizei zu bändigen.

Die sofort alarmierten Einsatzkräfte fanden die beiden
Sicherheitsmitarbeiter in einem besorgniserregenden Zustand
vor und forderten einen Rettungswagen an. Beide Männer
wurden in ein Krankenhaus zur weiteren Untersuchung
gebracht. Über die konkreten Verletzungen der Mitarbeiter
wurden bislang keine näheren Angaben gemacht.

Alkoholtest und rechtliche Konsequenzen

Während der Ermittlungen war ein Alkoholtest bei dem
verdächtigen Mann nötig. Die Ergebnisse waren alarmierend: Mit
einem Wert von 2,25 Promille wies er eine erhebliche
Alkoholisierung auf. Dies könnte ein wesentlicher Faktor bei
seinem aggressiven Verhalten gewesen sein. Nach der
Feststellung seiner Gewahrsamsfähigkeit durch einen Amtsarzt
wurde er vorübergehend in Gewahrsam genommen.

Gegen den Guineer wurde ein Strafverfahren wegen gefährlicher
Körperverletzung eingeleitet. Die Polizei hat zudem Videodaten
zur Beweissicherung gesichert, um die genauen Abläufe besser
nachvollziehen zu können. Der Ermittlungsdienst der
Bundespolizeiinspektion Hamburg ist nun für die weiteren
Untersuchungen zuständig und wird alle relevanten Fakten
zusammen tragen.

Die Vorfälle am Bahnhof Reeperbahn zeigen, wie schnell aus
einem Routineverfahren eine gewaltsame Auseinandersetzung
entstehen kann. Sicherheitsdienstmitarbeiter müssen in ihrem
Arbeitsalltag oft mit aggressiven Passagieren umgehen, was das
Risiko für körperliche Angriffe erhöht. Solche Ereignisse werfen
ein Licht auf die Herausforderungen, die mit dem Schutz und der
Sicherheit in öffentlichen Verkehrsmitteln verbunden sind. Es
bleibt abzuwarten, wie dieser Vorfall die zukünftigen
Sicherheitsvorkehrungen beeinflussen wird.

Gesellschaftliche Auswirkungen von



Gewalttaten im öffentlichen Verkehr

Die körperliche Gewalt in öffentlichen Verkehrsmitteln ist ein
ernstes gesellschaftliches Problem, das in den letzten Jahren
zunehmend in den Fokus gerückt ist. Laut dem deutschen
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur gab es
im Jahr 2022 einen Anstieg von über 10% bei Gewaltdelikten in
öffentlichen Verkehrsmitteln im Vergleich zum Vorjahr. Diese
Zunahme hat nicht nur Auswirkungen auf die Sicherheit der
Fahrgäste, sondern auch auf das allgemeine Vertrauen in das
öffentliche Verkehrssystem. 

Die Vielzahl von Vorfällen, die sowohl Personen als auch das
Personal der Verkehrsbetriebe betreffen, verdeutlicht, wie
wichtig präventive Maßnahmen sind. Bildungskampagnen, mehr
Sicherheitspersonal und der Einsatz moderner Technologie zur
Überwachung könnten potenziell dazu beitragen, die Zahl der
Vorfälle zu senken und ein sicheres Reiseumfeld zu schaffen.
Weitere Informationen hierzu sind auf den Webseite des
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu
finden. 

Rechtliche Konsequenzen für Gewalttäter

In Deutschland werden Gewalttaten im öffentlichen Verkehr hart
bestraft. Gemäß § 224 des Strafgesetzbuches (StGB) kann
gefährliche Körperverletzung mit Freiheitsstrafen von sechs
Monaten bis zu zehn Jahren geahndet werden. Dies gilt
insbesondere, wenn die Tat in einem besonders schweren Fall,
wie etwa der Anwendung von Waffen oder wenn mehrere
Personen betroffen sind, erfolgt. 

Im Fall des 22-jährigen Guineers wird ein Strafverfahren
aufgrund des Verdachts auf gefährliche Körperverletzung
eingeleitet. Das Verfahren wird im Hinblick auf die
Videoaufnahmen und die Zeugenaussagen geführt, was oft
entscheidend für die Beweisführung ist. Der rechtliche Rahmen
soll nicht nur Repressalien für die Täter bieten, sondern auch



eine abschreckende Wirkung auf mögliche Nachahmer haben.
Für genauere Informationen zu den strafrechtlichen Regelungen
kann die Webseite des Bundesministeriums der Justiz
aufgesucht werden.

Maßnahmen zur Gewährleistung der
Sicherheit im öffentlichen Verkehr

Um die Sicherheit im öffentlichen Verkehr zu gewährleisten,
setzen viele Verkehrsbetriebe auf Präventionsmaßnahmen und
Notfallpläne. Diese beinhalten oft die Ausbildung von
Mitarbeitern in Deeskalationstechniken, um Gewalt bereits im
Vorfeld zu verhindern. Durch Schulungen und Trainings wird das
Personal in die Lage versetzt, in brenzligen Situationen
angemessen zu reagieren.

Zudem gibt es Initiativen zur verstärkten Videoüberwachung in
Zügen und an Bahnhöfen, die dazu dienen sollen, gewalttätige
Auseinandersetzungen zu dokumentieren und abschreckend zu
wirken. Die Deutsche Bahn hat in den letzten Jahren mehrere
Millionen Euro in Sicherheitsmaßnahmen investiert, um sowohl
Mitarbeiter als auch Passagiere zu schützen. Weitere
Informationen zu den Sicherheitskonzepten im öffentlichen
Verkehr können auf der Webseite der Deutschen Bahn gefunden
werden. 

Forschung über die Hintergründe von
Gewalttaten im öffentlichen Raum

Die Wurzeln von Gewalttaten im öffentlichen Raum können
vielfältig sein und sind Gegenstand intensiver Forschung.
Studien zeigen, dass Faktoren wie Alkohol- und Drogenkonsum,
soziale Isolation, und mentale Gesundheitsprobleme häufig mit
einem erhöhten Risiko für gewalttätiges Verhalten in Verbindung
stehen. Zudem spielen gesellschaftliche Normen und Werte eine
erhebliche Rolle bei der Entstehung solcher Taten. 



Laut einer Studie des Kriminologischen Forschungsinstituts
Niedersachsen kann das Verständnis der Ursachen von Gewalt
und die Identifikation von Risikofaktoren entscheidend für die
Entwicklung von Präventionsstrategien sein. Durch diese
Forschung können gezielte Programme entwickelt werden, die
darauf abzielen, Gewalt im öffentlichen Raum zu reduzieren.
Weitere Erkenntnisse und Daten können auf der Homepage des
Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen abgerufen
werden.
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